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DEUTSCHES INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG 

W O C H E N B E R I C H T 8/85 
Berlin 21. Februar 1985 52. Jahrgang 

Wirtschaftsreformen in Osteuropa: Effizienzsteigerung oder Sackgasse? 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung veranstaltete mit Förderung des Berliner Senators für 

Wirtschaft und Verkehr am 10. und 11. Dezember 1984 ein Symposion, das sich mit Lage und Entwick-
lung sowie den unterschiedlichen Reformansätzen in den osteuropäischen Staaten beschäftigte. Der fol-

gende Bericht enthält einen Überblick über die Referate. Der vollständige Text der Vorträge wird in den 
Vierteljahrsheften zur Wirtschaftsforschung veröffentlicht. 

Ziele des Symposions 

Die weltweiten wirtschaftlichen Schwierigkeiten in der 

zweiten Hälfte der siebziger Jahre haben ihre Spuren in 

West und Ost hinterlassen. Es mag dahingestellt bleiben, 

inwieweit sie von einer Region auf die andere übertragen 

wurden und inwieweit es gemeinsame Probleme waren. 

Sicher ist, es gibt eine ganze Anzahl von Feldern, in 

denen West und Ost gleichermaßen nach neuen wirt-

schaftspolitischen Lösungen suchen müssen. Die Pro-

duktivitätszunahme ist niedrig oder doch zumindest lang-

samer geworden, obwohl die moderne Technologie 

rasche Fortschritte macht. Vielen Industrieländern, insbe-

sondere aber den Ländern des RGW-Raumes, fällt es 

nicht leicht, die modernen Technologien einzuführen. Die 

erhebliche . Energie- und Rohstoffverteuerung stellt 

Anpassungsaufgaben, die nicht einfach zu bewältigen 

sind. In West und Ost wird darüber geklagt, daß man 

nicht ausreichend auf die Herausforderung des Struktur-

wandels reagiert habe. 

Die in den letzten Jahren im Westen gemachten Erfah-
rungen zeigen, daß die Lösungskapazität des Marktes 

nach wie vor beachtlich ist. Auch wenn es einige Berei-

che gibt, in denen Strukturwandel ohne Hilfe des Staates 

nicht vorankommt, kann letztlich kein Zweifel darüber 

bestehen, daß der Versuch, Strukturwandel am Markt 

vorbei durch Staatsintervention zu gestalten, nicht gut 

gelungen ist. Das DIW hat in seinem Strukturbericht 1983 

gezeigt, daß z.B. staatliche Subventionen den Struktur-

wandel eher behindert als gefördert haben. Was macht 
man nun aber, wenn — wie in sozialistischen Ländern — 

der Markt zur Lösung der Anpassungsaufgabe nicht zur 
Verfügung steht? Ist es möglich, diese Aufgaben ohne 

eine Anpassung des Planungs- und Leitungssystems an 

die veränderten Wachstumsbedingungen zu bewältigen? 

Kann das System überhaupt ohne Wirtschaftsreformen 

stabilisiert werden? 

Es ist ein alter Streitpunkt, welche Veränderung des 

Planungs- und Leitungssystems als Wirtschaftsreform 

bezeichnet werden soll und weiche nicht. Aus der 

Systemtheorie ist bekannt, daß auch quantitative Verän-

derungen zu qualitativen Sprüngen führen können. Inso-

fern ist die Frage, von welcher Veränderung an man von 

Reformen spricht, nicht von ausschlaggebender Bedeu-

tung. Dazu kommt, daß in einigen Ländern des RGW-

Raumes grundsätzlich eine veränderte Reformstrategie 

zu beobachten ist: Es geht nicht mehr, wie in den sechzi-

ger Jahren, um großangelegte Reformen und Neukon-

zeptionen, sondern mehr um viele kleine Teiländerungen 

des Wirtschaftsmechanismus, um die „Vervollkomm-

nung" des Bestehenden. 

In diesem Symposion wurden diejenigen RGW-Länder 

in den Vordergrund gestellt, die entweder die interessan-

testen Reformkonzepte entwickelt haben oder für die Ent-

wicklung des RGW-Raumes besonders maßgebend sind. 

Auf der einen Seite sind dies Ungarn und Bulgarien, auf 
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Indikatoren der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den RGW-Ländern 
Jährliche Veränderung in vH 

Länder 
1981 1982 1983 1964 1975/70 1) 1980/75 1) 1985/60 1) 

Ist Plan Ist Plan 

Bulgarien 
CSSR 
DDR 
Polen 
Rumänien 
Ungarn 

RGW(6)2) 

UdSSR 

RGW(7)2) 

Bulgarien 
CSSR 
DDR 
Polen 
Rumänien 
UdSSR 
Ungarn 

Bulgarien 
CSSR 
DDR 
Polen 
Rumänien 
UdSSR 
Ungarn 

Bulgarien 
CSSR 
DDR 
Polen 
Rumänien 
UdSSR 
Ungarn 

Bulgarien 
CSSR 
DDR 
Polen 
Rumänien 
UdSSR 
Ungarn 

5,0 
-0,8 
4,8 

-12,0 
2,1 
2,5 

-1,4 

4,2 
-1,0 
2,6 
-5,5 
2,8 
2,6 

3,0 
2,2 
4,4 
4-5 
3,4 
0,3 

0,2 3,2 

3,3 3,5-4,0 3,5-4,0 

2,0 2,9 3,8 

Produziertes Nationaleinkommen 

3,8 
2,0 
4,2 
2,5 
5,0 
1,0 

3,8 
2,2 
4,4 
2,6 
7,3 

1,5-2,0 

7,8 
5,5 
5,4 
9,8 
11,3 
6,2 

2,9 3,9 7,8 

4) 3,3 3,5-4,0 5,7 

3,2 4,0 6,3 

Bruttoproduktion der Industrie 

4,8 4,6 4,6 4,8 5,0 
2,2 1,0 2,7 2,4 2,9 
4,7 3,1 4,1 5) 3,8 5) 3,6 

-10,8 -2,1 6,2 1,6 4,5-5,5 
2,6 1,1 4,8 6,6 6,7 
3,4 2,9 4,0 3,2 3,8 
2,3 2,0 0,7 2,0 1,5-2,0 

5,9 
-2,6 
1,6 
-0,8 
-0,9 
-1,0 
0,0 

2,8 
2,6 
4,2 

-10,6 
2,4 
2,7 
4,5 

4,7 
1,1 

-4,0 
-4,1 
7,6 
5,1 
5,0 

3,8 
2,5 
2,6 
4,0 
1,8 
1,9 
4,1 

-4,0 
2,2 
0,9 
1,1 

-2,0 
5,0 

-3,2 

5,0 
2,2 
3,4 
8,0 
2,7 
3,5 
3,1 

9,1 
6,7 
6,4 
10,4 
12,9 
7,4 
6,4 

Bruttoproduktion der Landwirtschaft 

2,7 
2,8 

5,1-5,6 
10,5 

3,1 
2,2 
6,0 

1,5-2,0 
5,4-6,0 

6,4 
3,5 

3,0 
2,7 
2,7 
3,7 
6,5 
0,8 
4,7 

Arbeitsproduktivität in der Industrie 8) 

4,0 3,5 

9,2 8,0 
2,9 3,4 

6,8 
6,0 
5,3 
7,7 
6,4 
6,0 
6,2 

Brutto-Anlageinvestitionen 

10,5 3,5 -4,0 11) 7,7 9)11)24,4 

-6,7 -1,1 2,2 -2,1 -0,0 
2,7 -5,2 -0,0 -5,0 

-22,3 -12,1 7,2 -1,6 -2,8 
-6,7 -2,5 2,9 0,7 4,0 
3,6 3,8 5,0 3,2 3,9 

-6,1 1,0 -3,3 -10,0 -10,0 

8,6 
8,0 
4,8 
17,5 
11,5 
6,9 
7,0 

6,1 
3,7 
4,1 
1,7 
7,2 
3,2 

3,7 
2,0-2,6 

5,1 
3,5-5,6 
6,7-7,4 
2,7-3,4 

3,9 4,2-5,1 

4,1 4,0 

4,0 4,1-4,3 

6,0 
4,5 
5,0 
4,6 
9,5 
4,`5 
3,4 

0,8 
1,8 
1,4 
-1,8 
4,0 
1,2 
2,3 

5,2 
4,1 
4,5 
3,8 
6,7 
3,2 
4,6 

4,0 
2,8 
3,4 
-3,0 
8,5 
3,4 
2,4 

5,1 
2,7-3,4 
5,1 

3,8-5,4 
7,6 
4,7 

3,5-4,1 

3,4 
1,4-1,9 

2,0-3,8 
4,5 
4,8 

2,3-2,8 

2,3 
5,2 

7) 7,0 

3) 4'2 
3,8 

0,9 
0,0 
-2,1 

3,5-3,6 
5,2 
1,7 
0,0 

der anderen die UdSSR und die DDR. Im Falle der DDR 

kommt hinzu, daß sie schließlich auch einer der For-

schungsschwerpunkte der Abteilung DDR und östliche 

Industrieländer des DIW ist. 

Das Symposion beschränkte sich bewußt auf die 

Behandlung wirtschaftlicher Probleme. Ohne Zweifel 

haben die aus der Sicht der Veranstalter vorhandenen 

Unterschiede des Reformprozesses in den einzelnen 

Ländern des RGW-Raumes auch eine innen- und eine 

außenpolitische Dimension. In den Diskussionen inner-

halb der RGW-Länder zeichnen sich diese mehr und 

mehr ab. Die überstaatliche Abstimmung der nationalen 

Reformpolitik wurde von sowjetischen Politikern und Wis-

senschaftlern schon mit Nachdruck gefordert. Bisher ist 

sie indes im theoretichen Stadium geblieben; es ist aber 

nicht unwahrscheinlich, daß diese Diskussion zuneh-

mend an Gewicht gewinnen wird. Will man sie in all ihren 

Aspekten richtig einordnen, muß man zunächst verste-

hen, was sich bisher in den einzelnen RGW-Ländern an 
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Noch Tabelle: Indikatoren der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den RGW-Ländern 
Jährliche Veränderung in vH 

Länder 
1981 1982 1983 1984 1975/701 1980/751 1985/80 1) 

Ist Plan Ist Plan 

Bulgarien 4,5 4,9 3,8 
CSSR 4,2 -2,1 11) 2,9 
DDR 2,5 1,2 0,7 
Polen -3,0 -15,4 9,0 
Rumänien 4,3 0,5 
UdSSR 4,4 0,0 2,7 
Ungarn 3,2 1,3 0,3 

Einzelhandelsumsatz 10) 

4,1 
1,0 
3,0 

3,0 
5,4 

4,2 
1,9 
2,2 

3,0 
5,4 

7,7 
5,4 
5,0 

10,8 
8,1 
6,3 
6,2 

Durchschnittliche Löhne und Gehälter 12) 

Bulgarien 5,2 2,6 2,4 
CSSR 1,6 2,3 1,9 
DDR 2,4 1,9 1,3 
Polen 27,4 50,7 25,2 
Rumänien 4,6 8,8 3,0 
UdSSR 2,1 2,8 2,4 
Ungarn 6,2 6,6 4,8 

Bulgarien 10,8 10,3 8,6 
CSSR 9,4 9,0 9,0 
DDR 15,4 14,1 12,0 
Polen -14,2 12,4 11,1 
Rumänien 12,5 -8,3 6,0 
UdSSR 15,0 10,6 7,5 
Ungarn 6,5 8,4 15,3 

Bulgarien 20,2 10,2 7,9 
CSSR 5,9 9,2 9,3 
DDR 6,4 4,3 9,0 
Polen -10,8 -9,8 10,6 
Rumänien -2,8 -21,8 -4,3 
UdSSR 18,4 7,2 5,6 
Ungarn 4,8 3,3 12,4 

14) 13,0 

14,0 

15) 13,8 
7,7 

1,5 
1,5 

3,0 2,2 
6) 16,0 16-18 

4,0 
1,9 2,2 
3,7 4,8-5,0 

Ausfuhr 13) 

3,3 
3,5 
3,3 
9,8 
4,3 
3,6 
5,6 

14,1 
11,3 
12,8 

11,0 12,8 19,3 
19,1 
15,9 

7,0 6,3 13,9 

Einfuhr 13) 

14)8,0 15)8,1 

14) 5,0 

14,8 
14 )13 ,8 
14) 10,0 

0,0 0,0 

19,6 
13,7 
14,1 
23,7 
17,7 
20,4 
15,9 

4,1 
1,5 
4,0 
3,6 
7,8 
4,5 
2,6 

5,8 
2,8 
2,8 
8,9 
7,0 
3,0 
7,2 

14,5 
11,4 
10,2 
8,7 
15,3 
15,6 
7,2 

9,5 
10,0 
9,9 
6,7 
17,4 
10,8 
4,8 3,3-3,5 

3,7-4,0 

3,7 

4,0 

3) 4'2 
1,5 

2,7 
1,0 
3,7 

4,6 
2,5 

4,5-5,0 

9,7 
15,7 

6,5-6,8 

1 7'5 
5) 4,6 

9,1 
7,7 

16) 7,0 

Anmerkung: Angaben für 1983 vorläufig. Die mittelfristigen Planangaben für Polen beziehen sich auf 1983 bis 
1985. 

1) Im Jahresdurchschnitt.- 2) Gewichte in vH des insgesamt produzierten Nationaleinkommens: Bulgarien 2,1; 
CSSR 5,1; DDR 6,7; Polen 8,3; Rumänien 4,8; Ungarn 2,3; RGW(6) 29,3; UdSSR 70,7; vergleiche: Economic Survey 
of Europe 1977.- 3) Geschätzt.- 4) Verwendetes Nationaleinkommen.- 5) Umsatz.- 6) 1980 = 100.- 7) Netto.- 8) 
Bruttoproduktion je Beschäftigten.- 9) 1982 = 100.- 10) Errechnet nach dem sogenannten Index des physischen 
Volumens.- 11) Zu jeweiligen Preisen.- 12) Staatlicher Sektor, nominal.- 13) Zu laufenden Preisen und jeweiligen 
Wechselkursen, fob-Werte; Ungarns Einfuhr cif.- 14) Umsatz (Einfuhr und Ausfuhr).- 15) Umsatz mit sozialistischen 
Ländern.- 16) Umsatz mit RGW-Ländern (real). 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der Mitgliedsländer des RGW, div. Jahrgänge.- Statistische Jahrbücher bzw. Monats-
hefte sowie Pläne und Planerfüllungsberichte der RGW-Länder. 

Veränderungen des Planungs- und Leitungssystems, an 

Wirtschaftsreformen, ergeben hat. 

Vorfeld der Reformbestrebungen: 

Leistungsschwäche, außenwirtschaftliche 

Belastungen, stagnierender Lebensstandard 

Die RGW-Volkswirtschaften sind Mitte der siebziger 

Jahre in eine Wachstumsabschwächung geraten, die 

sich anschließend verstärkt hat. In den Jahren 1981 und 

1982 erreichten die Zuwachsraten ihren Tiefstand. Verur-

sacht wurde dies zunächst durch binnenwirtschaftliche 

Faktoren. Das Arbeitskräfteangebot hatte sich vor allem 

aus demographischen Gründen mehr und mehr ver-

knappt, der Ausbau der Produktionskapazitäten mußte 

begrenzt werden. Überall sollte das Wachstum stärker 

durch „ Intensivierung" als durch extensive Vermehrung 

der Produktionsfaktoren ermöglicht werden. In dieser 

Situation haben sich die altbekannten Schwächen der 
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osteuropäischen Planwirtschaften — ineffizienter Einsatz 

von Arbeit und Kapital, Innovationsträgheit, Leitungs- und 

Organisationsmängel auf Makro- und Mikroebene usw. 

— stärker negativ bemerkbar gemacht als zuvor. 

Die weltwirtschaftlichen Veränderungen zu Anfang der 

siebziger Jahre hatten für die UdSSR wachstumsför-

dernde Effekte. Die kleineren osteuropäischen Staaten 
waren demgegenüber seither mit zwei außenwirtschaftli-

chen Problemen konfrontiert: Ihre Terms of Trade ver-

schlechterten sich infolge der weltweiten Rohstoffver-

teuerung, und ihre Handelsbilanzen wiesen — insbe-

sondere gegenüber dem Westen — zunehmende Import-

überschüsse auf. Sie mußten durch Kredite gedeckt wer-

den. Aber erst der zweite Ölpreisschock ( 1979/80) und 
vor allem die nach der Polen- Krise (April 1981) veränderte 

Kreditpolitik westlicher Geschäftsbanken haben diese 

Staaten zu einer zahlungsbilanzorientierten Wirtschafts-

politik gezwungen. Die Gruppe der kleineren Länder hat 

1982 und 1983 im Handel mit den OECD-Ländern — zum 

ersten Mal seit Mitte der fünfziger Jahre — Exportüber-

schüsse erwirtschaftet. Dies geschah primär jedoch 

durch eine Drosselung der Importe, mit negativen Auswir-

kungen auf die Inlandsversorgung. 1983 konnte die Net-

toverschuldung in konvertierbaren Währungen um 4 bis 

4,5 Mrd. auf 53 Mrd. US-$ abgebaut werden (ein Teil die-

ses Rückgangs ist allerdings durch die Dollaraufwertung 

verursacht worden). 

Grundsätzlich haben die RGW-Staaten die Steigerung 

des Massenwohlstands zur „ Hauptaufgabe" des Wirt-

schaftens erklärt, wobei sie ein Verbrauchsniveau anstre-

ben, das dem der führenden westlichen Industrienatio-

nen entspricht. Puritanismus und Gleichmacherei wer-

den von Ideologen und Wirtschaftsplanern abgelehnt, sie 

distanzieren sich allerdings auch von den Auswüchsen 

westlicher „ Konsumgesellschaften" und ihrer Wegwerf-

mentalität. 

Die tatsächliche Entwicklung des Lebensstandards 

blieb in der zweiten Hälfte der 70er und zu Beginn der 

80er Jahre hinter den Erwartungen und hinter den Plan-

zielen zurück. Die bis 1975 relativ hohen Zuwachsraten 

des privaten Verbrauchs verringerten sich in den folgen-

den Jahren. In einigen Ländern trat Stagnation, in ande-

ren sogar eine absolute Verschlechterung der Versor-

gungslage ein. Es kam verbreitet zu Angebotsverknap-

pungen bei bestimmten Lebensmitteln, in Polen und 

Rumänien mußten einige Nahrungsmittel rationiert wer-

den. Die Stagnationserscheinungen stehen in ursäch-

lichem Zusammenhang mit dem nachlassenden Wirt-

schaftswachstum der osteuropäischen Länder und mit 

der Tatsache, daß andere Ziele, wie der Abbau der Aus-

landsverschuldung, Priorität gegenüber der Wohlstands-

steigerung gewonnen haben. Bei dem Bemühen, die 

Wachstumskrise und die Konsumschwäche zu überwin-

den, gingen die einzelnen Länder unterschiedliche 

Wege, die sich vor allem in der Preis- und Subventionspo-

litik sowie in der Duldung gewisser marktwirtschaftlicher 

Elemente nachweisen lassen. Dabei nehmen die UdSSR 

und Ungarn extreme Positionen ein, die übrigen Länder 

liegen zwischen den Extremen. 

Stagnation und Unterschiede in der Wirtschaftspolitik 

haben an der „ Rangordnung" der RGW-Länder im 

Lebensstandard kaum etwas geändert (bei Vernachlässi-

gung des Sonderfalles Polen): Die Spitzengruppe besteht 

nach wir vor aus der DDR, der CSSR und Ungarn, die alle 

in der genannten Reihenfolge über dem RGW-Durch-

schnitt liegen. Unter dem Durchschnitt befinden sich die 

UdSSR, Bulgarien und — mit Abstand — Rumänien als 

Schlußlicht. 

Seit 1983 steigt die gesamtwirtschaftliche Produktion 

in Osteuropa wieder schneller an. Noch ist zweifelhaft, ob 

es sich dabei um einen anhaltenden Aufwärtstrend han-
delt, weil die Ursachen für diesen Aufschwung noch nicht 

klar erkennbar sind. Insbesondere ist fraglich, ob zu die-
ser Steigerung alle diejenigen Maßnahmen beigetragen 

haben, die von den politischen Führungen Osteuropas 

als Reaktion auf nachlassendes Wachstumstempo, knap-

per werdende Ressourcen und außenwirtschaftliche 

Belastung unternommen wurden, um die Systeme der 

Planung und Leitung zu verbessern. 

Sowjetunion: Experimente 

Seit Andropov hat sich die Reformszenerie der sowjeti-

schen Wirtschaft wieder belebt. Die gegenwärtige Wirt-

schaftsführung setzt diesen Kurs der „technokratischen 

Straffung", der „kleinen Schritte" innerhalb des admini-

strativen Planungssystems fort. Ursächlich hängen 

Reformdiskussion und Reformmaßnahmen mit der sich 
weiter verstärkenden Knappheit an Arbeitskräften, Kapi-

tal, Energie und anderen Rohstoffen zusammen. Die 

Führung muß deswegen auf Effizienzsteigerungen 

bedacht sein. 

Eine Neuregelung des Planungssystems der Industrie 

steht offenbar unmittelbar bevor. Denn im nächsten Jahr 

beginnt eine neue fünfjährige Planperiode ( 1986 bis 

1990), und erfahrungsgemäß sind mit einem Wechsel von 

Planperiode zu Planperiode Veränderungen im Pla-

nungssystem verbunden. Ausgangspunkt dafür ist ein 

Planungsexperiment, das mit Wirkung vom 1. Januar 

1984 im Bereich von fünf ausgewählten Industrieministe-

rien gestartet und inzwischen auf sieben weitere Ressorts 

ausgeweitet wurde. Die Hauptelemente dieses Experi-

ments sind: 

Neugestaltung des Planungsrahmens durch rechtzei-

tige und mittelfristige stabile Planung (eine alte, nie 

realisierte Idee); 

— Erweiterung des Entscheidungsspielraums der Pro-

duktionsvereinigungen und Betriebe durch Beteili-

gung an der Planung, Reduzierung der vollzugsver-

bindlich vorgeschriebenen Plankennziffern, Aus-

tausch von Kennziffern, Ausbau der Regulierung über 
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Normen, stärkere Bedeutung zwischenbetrieblicher 

Verträge; 

— Erweiterung des Finanzspielraums der Produktions-

vereinigungen und Betriebe durch mehr Entscheidun-

gen über eigene Fonds, durch erweiterte Kreditauf-
nahme und Übergang von der Gewinnabführung zur 

„Normativ-Methode", d.h. einer Art Gewinnbesteue-

rung; 

— Neuregelung des Anreizsystems durch „Vervoll-

kommnung und Vereinfachung" des Prämiensy-

stems, Neufestsetzung „fondsbildender Kennziffern", 
mehr Elastizität für die Lohngestaltung innerhalb der 

Betriebe. 

Über die Ergebnisse dieses Experiments wird in der 

sowjetischen Presse laufend berichtet, wobei Positives 

wie Negatives festgehalten wird. Erweiterte Spielräume 

für Entscheidungen und Initiativen der Betriebe bzw. der 

Produktionsvereinigungen werden ebenso hervorgeho-

ben wie die Mängel bei der horizontalen Einordnung der 

Experimentbetriebe (Stichwort: unzureichende Anpas-

sung der Materialversorgung) bzw. bei ihrer vertikalen 
Verankerung (Stichwort: Fortdauer des übermäßigen 

Intervenierens und Reglementierens durch die vorgesetz-

ten Ministerien). 

Das Experiment und damit auch die bevorstehende 

Reform bleiben eindeutig innerhalb des traditionellen Pla-
nungssystems, dessen Grundinstitutionen und Prinzipien 

nicht verändert werden. Es ist daher damit zu rechnen, 

daß auch die Ergebnisse begrenzt bleiben werden, wenn 

auch Verbesserungen, zumindest partieller Natur, von 

vornherein nicht ausgeschlossen werden dürfen. Nichts 

spricht gegen die Anwendbarkeit der „Sozialtechnik klei-
ner Schritte" auch in sozialistischen Planwirtschaften. 

Dem stehen allerdings weitergehende Reformvor-

schläge entgegen wie der sogenannte „ Bericht aus 

Novosibirsk', mit denen ein „tiefgehender und umfassen-
der Wandel" des sowjetischen Wirtschaftssystems gefor-

dert wird. In diesem Bericht wird gerade betont, daß das 

bestehende System nicht durch den Einbau neuer, „ pro-

gressiver Elemente" verbessert werden kann. Solche 
Reformansätze stoßen heute und für eine überschaubare 

Zukunft in der UdSSR indes auf innen- und außenpoliti-

sche sowie auf ideologische Grenzen, so daß es bis auf 

weiteres beim nur partiell modifizierten System admini-

strativer Wirtschaftsplanung bleiben wird. 

DDR: Reform in kleinen Schritten 

Die „ökonomische Strategie für die achtziger Jahre", 

auf dem X. Parteitag der SED 1981 verkündet, stellte die 

„Intensivierung" für die DDR-Wirtschaft in den Mittel-

punkt. Alle Möglichkeiten zur Verbesserung der Relation 
zwischen Aufwand und Ertrag, zur Rationalisierung und 

Produktivitätssteigerung sollten genutzt werden. Mit der 

Erweiterung der Steuerungselemente in der Formulie-

rung „ Leitung, Planung und wirtschaftliche Rechnungs-

führung" (früher nur: Leitung und Planung) kommt der 

hohe Stellenwert von Kosten-Ertragsrelationen zum Aus-

druck: Das Prinzip der Optimierung soll an die Stelle des 

Prinzips der Maximierung treten. 

Die programmatischen Leitlinien der ökonomischen 

Strategie haben inzwischen ihre konkrete Ausformung in 

einer Fülle gesetzlicher Regelungen gefunden, die den 

Wirtschaftsmechanismus umgestaltet haben. Rund 80 

Gesetze und Verordnungen wurden geändert. Als wich-
tigste sind zu nennen: 

Der organisatorische Aufbau in der Industrie der DDR 

wurde durch die Kombinatsbildung verändert. Große 

Produktionseinheiten mit eigenen Forschungseinrich-

tungen, Zulieferkapazitäten und Außenhandelsbefug-

nissen sollen den gesamten Produktionsprozeß ratio-

neller organisieren helfen. 

In der direkten Steuerung (verbindliche Auflagen für 

die Kombinate und die Betriebe) gibt es neue Haupt-

kennziffern für die Leistungsbewertung, und zwar Net-

toproduktion, Nettogewinn, Erzeugnisse und Leistun-

gen für die Bevölkerung, Export. Außerdem werden 

die Bilanzierung und die Arbeit mit Normen und Nor-

mativen für den Materialverbrauch jetzt straffer 

gehandhabt. In vielen Bereichen (Transport, Investitio-

nen, Forschung und Entwicklung) gibt es Neurege-

lungen. 

Mit der indirekten Steuerung sollen die Betriebe durch 

Gewährung oder Entzug von Vorteilen zum staatlich 

gewünschten Verhalten veranlaßt werden. Alle diese 
Maßnahmen knüpfen im Prinzip an den Gewinn an. 
Aus dem Nettogewinn wird u.a. der Prämienfonds 

gespeist; Gewinnerzielung liegt somit im Interesse von 
Betrieb und Beschäftigten. Mit einer vorsichtigen Auf-

wertung der Rolle des Gewinns und Varianten bei den 

Komponenten der Gewinnentstehung (Kredit, Zins, 

Beitrag für gesellschaftliche Fonds, Produktionsfonds-

abgabe, Preise) soll das materielle Interesse an Ein-

sparungen stimuliert werden. 

Zur Überwachung und Bewertung der Leistungen ist 

das Netz von Kontrollorganen und -instrumenten 

erweitert worden. 

Anders als beim NÖS in den sechziger Jahren ist dies-
mal allerdings kein Schritt zur Dezentralisierung von Ent-

scheidungen getan worden. Erste Ansätze zur Erweite-

rung der Entscheidungsbefugnisse der Kombinate, die 

mit der Kombinatsbildung angelegt waren, sind inzwi-

schen wieder eingeengt worden. In der Reihe der 

Reformansätze steht die DDR damit nicht auf der Seite 

von Ungarn, sondern eher auf der Seite des traditionellen 

Planungssystems der Sowjetunion. 

Auch das neue System hat deutliche Schwachstellen 
(Interessengegensatz Kombinat/Betrieb, „weiche 

Pläne", Innovationsträgheit, zu geringe Motivation, Preis-

verzerrungen). Es setzt auf Stabilität und Exaktheit, wo 
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schnelles Reagieren und Beweglichkeit erforderlich 

wären. Insgesamt ist der jetzige Wirtschaftsmechanis-

mus aber zweifellos leistungsfähiger als das System in 

den siebziger Jahren. Die Senkung des spezifischen 

Energie- und Materialverbrauchs und die Stabilisierung 

des Wachstums sind als erste Erfolge anzusehen. 

Ungarn: Gewinnorientierung 

Ziel des bereits 1968 eingeführten „ Neuen Wirtschafts-

mechanismus" war die Verbindung von zentraler Global-

planung und betrieblicher Detailplanung. Im Volkswirt-

schaftsplan wurden nur noch die Hauptziele für die wirt-

schaftliche Entwicklung festgelegt. Die zentralen Ziele 

sollten vorwiegend durch ein „ System der ökonomischen 

Regulative" erreicht werden. Der Plan war nun nicht 

mehr die Summe aller administrativ festgelegten Produk-

tionsvorgaben. Daneben kamen Richtlinien über den Ein-

satz indirekter Lenkungsmittel hinzu. Hierzu zählen vor 
allem Preis-, Lohn-, Kredit- und Devisenpolitik. Die 

Produktionsentscheidungen wurden weitgehend den 

Betriebsleitern überlassen. Die Maximierung des 

Betriebsgewinns sollte zur wesentlichsten Zielfunktion 

des betrieblichen Handelns werden. 

1973 wurde die Reform gestoppt. Die Gründe sind 

nicht eindeutig zu diagnostizieren. Soweit sie ökonomi-

scher Natur sind, kann die Hypothese aufgestellt werden, 

daß das entstandene Ungleichgewicht hierfür verantwort-

lich war. Investitionen und Konsum überstiegen die 

Inlandsproduktion und mußten insoweit durch Import-

überschüsse bzw. Auslandskredite alimentiert werden. 

Damals wagte man es offensichtlich nicht, das Konsoli-

dierungsziel über eine weitere Eindämmung zentraler 

Macht zugunsten der Betriebe zu erreichen. 

Ausgelöst durch die drastischen Veränderungen auf 

dem Weltmarkt verschlimmerte sich das außenwirtschaft-

liche Ungleichgewicht. Ungarn wird von Veränderungen 

auf dem Weltmarkt besonders stark betroffen. Die rela-

tive Rohstoffarmut bedingt umfangreiche Importe, die 

geringe Größe des Inlandsmarkts erfordert eine starke 

Spezialisierung bzw. Konzentration auf relativ wenige 

Produkte, damit die Kostenvorteile der Großserienpro-

duktion genutzt werden können. Die Außenhandelsver-

flechtung Ungarns ist die höchste im RGW und betrug 

1983 — gemessen an der Exportquote (Exporte in vH des 

Nationaleinkommens) — 50 vH. 

Die außenwirtschaftlichen Probleme haben sicher mit 

dazu beigetragen, daß sich Ende der siebziger Jahre in 

Ungarn wieder die Kräfte durchsetzen konnten, die für 

eine Weiterentwicklung des „Neuen Wirtschaftsmecha-

nismus" plädieren. Sie argumentierten, daß nur auf die-

sem Wege die wirtschaftlichen Probleme gemildert und 

der Anschluß an den Weltmarkt gewährleistet werden 

können. Die Unterbrechung des Reformprozesses habe 

bereits — so ein ungarischer Wirtschaftspolitiker — zahl-

reiche negative Konsequenzen für die mittelfristige Wirt-

schaftsentwicklung Ungarns mit sich gebracht. 

Mit der 1980 beginnenden Einführung zahlreicher Maß-

nahmen zur Veränderung des Wirtschaftsmechanismus 

ist die ungarische Reformpolitik in eine neue Phase 

getreten. Die wichtigsten Veränderungen im Wirtschafts-

mechanismus sind: 

— Die starke Ausrichtung der Inlandspreise an den Welt-

marktpreisen; 

— die Einführung eines einheitlichen Wechselkurses; 

— Maßnahmen zur Förderung des Wettbewerbs und zur 

Legalisierung der „second economy". 

Allerdings fehlt es häufig an der konsequenten Durch-

setzung der Maßnahmen: 

— Auf die Subventionen entfallen noch immer 30 vH der 

Staatsausgaben. 

— Die Steuerungsfunktion des Wechselkurses wird 

durch Importabgaben und Exportsubventionen ver-

wässert. 

— Unrentable Betriebe werden nur in extremen Fällen 

geschlossen (Vollbeschäftigungsgarantie!). 

Bisher haben die Reformmaßnahmen nur begrenzte 

Erfolge gebracht: Eine Umschuldung konnte nur durch 

externe Hilfen ( IMF, BIZ) vermieden und die Handelsbi-

lanz durch Importkürzungen aktiviert werden. Der 

Lebensstandard ist von 1978 bis 1983 um 6 bis 7 vH 
gesunken. „ Maßgeschneiderte Regulatoren" (Ausnah-

meregelungen) konservieren unrentable Strukturen, allzu 

häufige Änderungen der Regulatoren verunsichern die 

Betriebe. 

Ein Dilemma der ungarischen Reformpolitik besteht 

darin, daß sie eine stärkere Belohnung von Leistung 

beabsichtigt, hierfür aber keine Mittel zur Verfügung ste-
hen, weil wenigstens der Produktionszuwachs exportiert 

werden muß. 

Dennoch dürfen die Vorteile des ungarischen Len-
kungssystems nicht übersehen werden. Wie in keinem 

anderen RGW-Land wird die Initiative des einzelnen 

unterstützt, werden zusätzliche Möglichkeiten zur Ein-

kommenserzielung durch Arbeit geboten. In kaum einem 

anderen RGW-Land werden auch die wirtschaftspoliti-

schen Probleme so offen diskutiert wie in Ungarn. Inso-

fern sollte bei der Bewertung des ungarischen Lenkungs-

systems die politische Dimension nicht außer acht gelas-

sen werden. 

Die Entscheidung der politischen Führung, die Verän-

derung im Lenkungssystem in den nächsten Jahren in 

der bisherigen Richtung fortzusetzen, ist ein Indiz dafür, 

daß sich die ungarische Wirtschaftsreform trotz unzurei-

chender Effizienzsteigerungen nicht in einer Sackgasse 

befindet. 
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Bulgarien: Dezentralisierung 

Nach einer Probephase zuerst in der Landwirtschaft 

(seit 1979) und später auch in der Industrie (seit 1980) 

wurde der „Neue Wirtschaftsmechanismus" (NWM) 

Anfang 1982 auf die gesamte Wirtschaft Bulgariens aus-

gedehnt. Es handelt sich dabei indes nicht um ein 

geschlossenes Reformprogramm. Im Gegenteil: Seither 

sind die neuen Regeln des Planungs- und Leitungs-

systems häufig weiter verändert worden — im offiziellen 

Sprachgebrauch wird dieses System fortwährend „ ver-

vollkommnet" —, so hat es zum Jahreswechsel 1983/84 

eine weitreichende Novellierung des Reformpaketes 

gegeben, und eine erneute Änderung steht gegenwärtig 

offenbar bevor. Dies ist ein Hinweis auf die Schwächen, 

Lücken, Inkonsistenzen und Unklarheiten im ursprüng-

lichen Reformkonzept, aber offensichtlich auch darauf, 

daß die Durchsetzung der von der Regierung beschlosse-

nen Maßnahmen in der Wirtschaft auf einen (nicht genau 

lokalisierbaren und quantifizierbaren) Widerstand gesto-

ßen ist. Dies erschwert eine Beurteilung des Reformpro-

zesses durch Außenstehende. 

Im Mittelpunkt des NWM steht die Ablösung der rein 

administrativen Planwirtschaft durch ein „ neues ökono-

misches Herangehen". Dafür sollen Planung und Plan-

kontrolle stärker dezentralisiert werden. Die traditionellen 

mengenmäßigen Planaufgaben sollen eingeschränkt 

werden. Neben der Grundstoff- und Energiewirtschaft 

bleiben zwar 70 vH der verarbeitenden Industrie der 

direkten Planung unterstellt, die Anzahl der vollzugsver-

bindlichen Plankennziffern soll aber stärker reduziert 

werden. Steuerung und Erfolgsbemessung der übrigen 

Wirtschaftsbereiche werden im Detail auf indirekte Wert-

kenziffern verlagert ( Bruttogewinn, Liquidität, Preise, Kre-

dite, Deviseneinnahmen usw.). Hinzu kommen Zuliefer-

und Abnahmeverträge, die das Produktionssortiment und 

damit auch die sogenannten „ Gegenpläne" diese Wirt-

schaftseinheiten bestimmen. Die Lohnentwicklung wird 

grundsätzlich an die Betriebsleistung — gemessen am 

Nettogewinn — gebunden, allerdings wird auch hierbei 

die Bedeutung der zentralen Kontrolle betont. Auch die 

Preisbildung bleibt prinzipiell im Kompetenzbereich 

staatlicher Behörden, sie soll allerdings flexibler gestaltet 

werden und sich — erstmalig — verstärkt an der Entwick-

lung der Weltmarktpreise orientieren. Absolute Priorität 

soll die Inflationsbekämpfung haben. 

Auf dem Investitionssektor wird die zentrale Kontrolle 

de facto kaum gelockert, hier bleiben die Vorstellungen 

der obersten Planbehörden ausschlaggebend. Demge-

genüber sind die Modifizierungen am staatlichen Außen-

handels- und Valutamonopol — das grundsätzlich beibe-

halten wird — durchgeführt worden: Das Außenhandels-

ergebnis beeinflußt danach erstmalig direkt die Gewinn-

und Verlustrechnung der exportierenden und importie-

renden Wirtschaft. Die Außenhandelsorganisation wurde 

gelockert. Die Betriebe dürfen nach bestimmten Regeln 

über einen eigenen „Valutafonds" verfügen. Keine Ver-
änderungen gibt es im Bereich der Währungspolitik: Die 

Landeswährung ist nach wie vor nicht konvertierbar. Am 

offiziellen — ökonomisch unrealistischen — Wechselkurs 

gegenüber dem US-$ und dem Transfer-Rubel wird in 

Verbindung mit (geheimgehaltenen) internen Umrech-

nungskoeffizienten und einem System von normativ fest-

gesetzten Exportsubventionen festgehalten. 

Diese partielle Wirtschaftsreform („ kontrollierte Dezen-
tralisierung") wird begleitet von der staatlichen Unterstüt-

zung für gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe sowie — 

was noch wichtiger ist — von einer positiveren Einstel-

lung staatlicher Behörden gegenüber den privaten Hof-
wirtschaften auf dem Lande (auf sie entfielen 1982 rd. 

13 vH des Ackerlandes und ein Viertel der gesamten 

Agrarproduktion). 

Schattenwirtschaft: Reformersatz? 

In der Diskussion über die Schattenwirtschaft verlagert 

sich der Schwerpunkt von definitorischen und Abgren-

zungsproblemen sowie von empirischen Darstellungen 

zu einer theoretischen, systemanalytischen Betrachtung 

auf dem Hintergrund der „ Lichtwirtschaft". Dabei steht 

auch das Verhältnis der Schattenwirtschaft zur Reform 

des offiziellen Wirtschaftssystems im Blickfeld. Unter die-

sem Gesichtspunkt müssen die — sowieso forschungs-

zielbedingten — Definitionen überdacht werden. In den 

folgenden Überlegungen ist die Schattenwirtschaft ein 

Teil des sowjetischen Wirtschaftssystems, der sich nicht 

schlechthin staatlicher Kontrolle entzieht, sondern außer-

halb des offiziellen Wirtschaftssystems liegt, aber von 

diesem dauernd auf verschiedene Weise beeinflußt wird. 

Dynamik und Wechselwirkungen zwischen beiden müs-

sen aus der Entwicklung des offiziellen Wirtschaftssy-

stems erklärt werden. 

Meist wird das offizielle Wirtschaftssystem mit der 

Planwirtschaft schlechthin indentifiziert. Es sollte jedoch 

sorgsam zwischen den verschiedenen Methoden staatli-

cher Steuerung unterschieden werden. Schon das offi-

zielle Wirtschaftssystem ist ein System, in dessen einem 

Teil strikte zentrale Planung und Leitung dominieren 

(Schwerpunktbereich) und dessen zweiter Teil (Normal-

wirtschaft) neben der zentralen Steuerung auch Entschei-

dungsspielräume der Betriebe, direkte horizontale Bezie-

hungen, ökonomische Stimulierung nach globalen Er-

folgsindikatoren u.a. enthält. Zu diesem Teil gehören als 

normale Bestandteile des Wirtschaftssystems die Nach-

frage der Bevölkerung, der Kolchosmarkt, gewisse zuläs-

sige Markterscheinungen im System der Arbeitskräfte-

versorgung u.a. 

Die Schattenwirtschaft ist auf Bereiche beschränkt, die 

außerhalb des zulässigen Wirtschaftssystems liegen. Die 
Übergänge sind fließend. Die Schattenwirtschaft umfaßt 
unterschiedliche, häufig nicht untereinander verbundene 

Teilbereiche, sie ist eine Addition von Restbereichen. Für 
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ihr Entstehen sind Fehlleistungen der offiziellen Wirt-

schaft, Eigeninitiative mit privater Motivationsstruktur 

konstitutiv, die häufig auf privatwirtschaftlichen Traditio-

nen beruhen. Nebenbedingungen (z.B. Ressourcenver-

fügbarkeit) müssen hinzutreten. 

Die Schattenwirtschaft kann nur durch Verbote direkt 

beeinflußt werden (administrative Verbote, Sanktionsan-

drohungen, Bestrafungen). Ökonomische Steuerungs-

mechanismen erreichen die Schattenwirtschaft in der 

Regel über zwei Stufen indirekter Beziehungen (Staat — 

Betrieb der Normalwirtschaft; Normalwirtschaft — Schat-

tenwirtschaft). Kennziffern, Preise, das Geld- und Finanz-

system, die Faktorbereitstellung und ihre Bewertung 

sowie das Versorgungssystem schaffen indirekt Bedin-

gungen (Parameter) für die Schattenwirtschaft. 

Die Ausdehnung bzw. Reduktion der Schattenwirt-

schaft sind das Resultat mißlungener oder gelungener 

Reformen. Obwohl empirisch nicht nachweisbar, spricht 

vieles dafür, daß alle Reformen, die als Verstärkung zen-
traler Steuerung verstanden werden können — außer im 

Schwerpunktbereich — die Schattenwirtschaft tenden-

ziell fördern, obwohl von den legalen Bedingungen und 

der Ressourcenausstattung der umgekehrte Effekt aus-

geht. Eine Erweiterung des Entscheidungsspielraums 

der Betriebe tendiert dazu, die Schattenwirtschaft eher 

einzuengen, obwohl betriebliche Fehlentscheidungen 

und eine bessere Ressourcenausstattung in die andere 

Richtung weisen. Schattenwirtschaft ist kein Reforman-

satz, sondern ein ungeliebter Ersatz für Reformen. 

Wirtschaftsreformen in der UdSSR aus soziologischer 

Sicht: Fehlende Motivationen 

Wirtschaftsreformen sind in der Sowjetunion zuneh-

mend auch Gegenstand soziologischer Betrachtungs-

weise. Gerade der bereits erwähnte „ Bericht aus Novosi-

birsk" hat nachdrücklich betont, die Verbesserung der 

Planung und Leitung sei primär ein soziologisches und 
nicht so sehr — wie viele Ökonomen in der UdSSR, übri-

gens auch in Novosibirsk, denken — ein mathematisch-

technisches Problem („das bestehende System kann nur 

von den sozialen Gruppen geändert werden, die darin 

ziemlich hohe Positionen bekleiden und infolgedessen an 
dieses System durch persönliche Interessen gebunden 

sind"). 

Produktionsbeziehungen sind, das müssen auch Öko-

nomen erkennen, nicht gesellschaftsneutral. So sind 

auch die Vorstellungen von dem, was „ Effizienz" bedeu-

tet, davon geprägt, was die unterschiedlichen Wirt-

schaftssysteme gesellschaftlich ausmacht. Auf der 

Mikroebene gibt es in der UdSSR eine delikate Balance 

zwischen bindenden Zusagen an die Arbeiter, wie die 

Garantie des Arbeitsplatzes, und — im „Tausch" dage-

gen — eine betriebliche (wenn auch nicht systembezo-

gene) Loyalität der Belegschaft. Auch die Sorge um die 

alltäglichen Belange der Arbeiter, wie Wohnungsbeschaf-

fung, Sportanlagen, Ferien- und Erholungsheime, 

Lebensmittelversorgung, ist in der UdSSR — anders als 

in westlichen Marktwirtschaften — eine Aufgabe der 

Betriebe. Wenn die Betriebe ihre Versorgungsfunktion 

nicht oder schlecht erfüllen, werden sie Konfliktpartner 

der Arbeiter in Bereichen, die in westlichen Gesellschaf-

ten nicht im Produktionssystem ausgetragen werden. Bei 
Nichteinhaltung verbriefter Ansprüche der Arbeiter sind 

die Betriebe gezwungen, auch den Arbeitern Verstöße 

nachzusehen. 

Unter Reformen wird in der UdSSR arbeitssoziologisch 

die Einführung von Brigaden zur Stimulierung einer hoch-

wertigen Arbeit verstanden, um dadurch ein intensives 

Wirtschaften zu ermöglichen. Heute sind fast 60 vH der 

Industriearbeiter in solchen Brigaden organisiert. Diese 

Brigaden bieten zwar einige Vorteile, besonders unter 

den sowjetischen Bedingungen einer gering entwickelten 

beruflich-fachlichen Arbeitsausbildung. Aber in der Lite-

ratur werden auch negative Tendenzen betont, wie die 

Senkung der Leistung auf gruppenspezifische Normen. 
Auch nehmen die „ Kontrollmöglichkeiten" der Arbeiter 

insofern zu, als die Solidarisierung der Brigadenmitglie-

der dazu führt, daß Störungen im Produktionsablauf nun 

einhellig der betrieblichen Verwaltung angelastet werden 

und individuelles Fehlverhalten noch besser verdeckt 

werden kann. 

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht heißt dies, das Pro-

blem der Wirtschaftsreform darf nicht nur — wie häufig 

angenommen wird — in Interessenwidersprüchen zwi-

schen Ministerien und dem betrieblichen Management 
gesehen werden. Die Konflikte des Managements mit der 

informell stärker gewordenen Arbeiterschaft kommen 

gleichsam als dritte Ebene hinzu, auf der eine erfolgrei-

che Durchsetzung der Wirtschaftsreform gebremst, wenn 

nicht gar verhindert wird. Bei den ohnehin bestehenden 

sektoralen Ungleichgewichten wird es kaum gelingen, 

Restriktionen — etwa im Hinblick auf ineffiziente 

Arbeitsplätze — durchzusetzen und die Arbeitsleistung 
zu steigern. 

Wirtschaftsreformen in Osteuropa als Gegenstand 

der Wirtschaftstheorie 

Der marxistische Ansatz ist für Reformversuche in den 

sozialistischen Ländern unfruchtbar. Die zentralgeplante 

Wirtschaft entspricht ziemlich genau dem Hinweis von 

Marx in der „ Kritik des Gothaer Programms" vom Sozia-

lismus als niedriger Stufe der kommunistischen Utopie. 

Die Reformversuche, die dem Markt eine größere Rolle 

anvertrauen, stellen aus der Sicht des dogmatischen 

Marxismus eine Art von Ketzertum dar, und die Reformi-

sten werden oft als Revisionisten erbarmungslos 
bekämpft. Mit der Kaltstellung der Reformisten, die sich 

als offene Marxisten betrachten, sind Erneuerungsversu-
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che des Marxismus in den sozialistischen Ländern zu 

Ende gegangen. 

In der neoklassischen Schule konzentrierte sich die 
Diskussion auf den sogenannten Marktsozialismus. Hier 

ist vor allem das Konzept von Oskar Lange hervorzuhe-

ben. Lange sah die Lösung des Problems der effizienten 

Allokation der Ressourcen in der Simulation eines Mark-

tes für Produktionsgüter bei Beibehaltung der Märkte für 

Konsumgüter und Arbeitsdienstleistungen. Die Diskus-
sion darüber hat meistens einen normativen Charakter; 

sie untersucht nicht die tatsächlichen Probleme der zen-

tralgeleiteten Wirtschaft, sondern sie schreibt Lösungen 

vor. Die neuere Kritik des Marktsozialismus unterstreicht 

die schon früher hervorgehobenen, jetzt aber besonders 

aktuellen Fragen der Informations- und Motivationsstruk-
tur. Sogar die begrenzte Information der Konkurrenzlo-

sung in bezug auf die Preisfestsetzung bleibt noch immer 

sehr groß und ist für die zentrale Planungsbehörde kaum 

zu bewältigen. Eine Motivation der Firmenmanager zur 

Befolgung der ihnen auferlegten Regelung ist nicht 

erkennbar. Ungelöst bleiben auch dynamische Pro-

bleme, vor allem solche, die mit Risiko und Unsicherheit 
verbunden sind. 

In der positiven Theorie der zentralgeplanten Wirt-

schaft wird vor allem der Versuch unternommen, aus der 
Definition dieser Wirtschaft und aus ihren Eigenschaften 

die bestehenden Unvollkommenheiten abzuleiten. Sie 

bestehen in der mangelnden Selbständigkeit der Unter-

nehmen, die finanziell für ihre Tätigkeit nicht verantwort-

lich sind. Sie bestehen weiter in Plänen, die in der Regel 

inkonsistent und ineffizient sind. Die Informationen von 

der Basis an das Zentrum sind systembedingt verzerrt: 

Die Input-Bedürfnisse sind überhöht, die Output-Möglich-

keiten werden nicht aufgedeckt. Dies ergibt sich vor allem 
aus dem Anreizsystem, bei dem das „ ratchet principle" 

(die Planaufgaben für die nächste Periode gehen von dem 

erreichten Niveau aus; je höher das erreichte Niveau, 

desto schwieriger die zukünftigen Planauflagen) die 

Regel bildet. Die Beziehungen zwischen den Unterneh-
mungen führen notwendigerweise zu Mangelerscheinun-

gen in allen Bereichen. Die Folge ist unter anderem eine 

illegale Wirtschaft und eine weit verbreitete Korruption. 

Die Geschichte der Reformversuche ist enttäuschend. 

Zunächst glaubte man, ohne Reformen auskommen zu 

können. Deutliche Fehlentwicklungen sollten administra-

tiv und durch Kampagnen (gegen Feinde und Diebe) 

behoben werden. Änderungen in der Wirtschaftspolitik 

zugunsten des Konsums sollten das materielle Interesse 

der Bevölkerung erhöhen. Alle diese Versuche brachten 

keine grundsätzliche Besserung. So wandte man sich 
Reformen zu: der Stärkung des Zentrums, den reinen 

Organisationsänderungen und endlich den substantiellen 

Änderungen, die der Marktkoordination eine erkennbare 
Rolle innerhalb der zentralgeleiteten Wirtschaft zuerken-

nen. Diesen letzten Weg ging seit 1968 Ungarn mit sei-

nem neuen ökonomischen Mechanismus. Auch dies war 

nur ein Teilerfolg. In allen anderen Ländern hat sich sub-

stantiell nur wenig geändert. Auch die Versuche, die Wirt-

schaft durch eine gewisse Demokratisierung zu beleben, 

schlugen fehl. Die Ursachen dieser Fehlschläge liegen in 

geopolitischen, politischen und ideologischen Ursachen, 

weiter in den „vested interests" derjenigen, die an der 

Erhaltung des alten Systems interessiert sind, und end-

lich in der Unvollkommenheit der Reformversuche selbst. 

Die Möglichkeit zur Reformierung der zentralgeplanten 

Wirtschaft besteht nur teilweise. Es ist ein angebotsbe-

grenztes System, und nur als solches bildet es eine Alter-

native zum nachfragebegrenzten Kapitalismus. Die 
Nachteile dieses Systems im Bereich vor allem der Effi-
zienz erlauben ihm keine erfolgreiche, langfristige Kon-

kurrenz mit dem Kapitalismus. 
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Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp, Präsident des Deutschen 
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Dr. Heinrich Machowski, vom Deutschen Institut für Wirt-

schaftsforschung, Berlin 
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Dr. Maria Elisabeth Ruban, vom Deutschen Institut für 

Wirtschaftsforschung, Berlin 

„Stagnierender Lebensstandard in Osteuropa" 

Dr. Doris Cornelsen, vom Deutschen Institut für Wirt-

schaftsforschung, Berlin 

„DDR" 

Dr. Hans-Hermann Höhmann, vom Bundesinstitut für ost-

wissenschaftliche und internationale Studien, Köln 

„Sowjetunion" 

Dr. Jochen Bethkenhagen, vom Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin 

„Ungarn" 

Universitätsdozent Dr. Gerhard Fink und Mag. Ilse 

Grosser, vom Wiener Institut für Internationale Wirt-

schaftsvergleiche 

„Bulgarien" 

Prof. Dr. Friedrich Haffner, von der Universität München 

„Schattenwirtschaft: Reformersatz?" 

Dr. Wolfgang Teckenberg, von der Universität Kiel 
„Wirtschaftsreformen aus soziologischer Sicht" 

Prof. Dr. Kazimierz Laski, von der Universität Linz 
„Wirtschaftsreformen in Osteuropa als Gegenstand 

der Wirtschaftstheorie" 
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